
 

 

L 24 

Untergetauchter Straftäter: Wurde Fluchtgefahr geprüft? 

Anfrage der Abgeordneten Tim Sültenfuß, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und 
Fraktion DIE LINKE 

Wir fragen den Senat: 

1. Welche Erkenntnisse hat der Senat über den Aufenthaltsort und den etwaigen 
Reiseweg des wegen Steuerhinterziehung in Höhe von 19 Millionen Euro zu sie-
ben Jahren Haft verurteilten ehemaligen Geschäftsführers einer Bremer Entsor-
gungsfirma? 

2. Wurde durch Staatsanwaltschaft oder Gericht geprüft, ob schon während der lau-
fenden Gerichtsverfahren Haftgründe vorlagen, insbesondere aufgrund von 
Fluchtgefahr? 

3. Inwieweit wird bei im Raum stehenden hohen Haftstrafen die Vorbereitung zur 
Ausreise, insbesondere in Staaten, die nicht an Deutschland ausliefern, als ein 
möglicher Haftgrund angesehen? 

Zu Frage 1: 
Der verurteilte Geschäftsführer einer Bremer Entsorgungsfirma hat der Ladung zum 
Strafantritt nicht Folge geleistet. Hieraufhin wurden, wie in solchen Fällen üblich, 
Fahndungsmaßnahmen eingeleitet. Diese haben bislang nicht zum Erfolg geführt, so 
dass zum Reiseweg keine Aussage getroffen werden kann.  

Zu Frage 2: 
Mit Beginn des Ermittlungsverfahrens und auch noch während der laufenden Haupt-
verhandlung vor der Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Bremen wurden die 
Voraussetzungen für einen Haftbefehl geprüft. Zu keinem Zeitpunkt lagen Hinweise 
oder Indizien dafür vor, dass sich der inzwischen Verurteile dem Verfahren durch 
Flucht entziehen könnte. 

Zu Frage 3: 
Die Straferwartung allein rechtfertigt nicht die Annahme, dass sich der Verurteilte der 
Strafverfolgung – durch Flucht in einen anderen Staat - entziehen wird. Fluchtgefahr 
ist erst dann anzunehmen, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen bei Würdigung aller 
Umstände des Einzelfalles eine hohe Wahrscheinlichkeit für die Annahme spricht, 
dass sich die verurteilte Person dem Strafverfahren entziehen wird. Würden entspre-
chende Vorkehrungen bekannt, wären dies selbstverständlich ein Umstand, der eine 
Fluchtgefahr i.S.d. § 112 Abs. 2 Nr. 2 Strafprozessordnung begründen kann. 


